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Einführung 

In der vorliegenden Abhandlung soll untersucht werden, unter welchen Voraus-
setzungen einem einzelnen ein Erfolg zugerechnet werden kann, der letztlich auf 
dem Gesamtverhalten eines aus mehreren gleichberechtigten Mitgliedern be-
stehenden Kollektivorgans (Gremium) beruht. 

Hierbei stellen sich der Strafrechtsdogmatik besondere Probleme, da das Straf-
recht herkömmlich die Frage zu beurteilen hat, wann einer einzelnen Person ein 
Erfolg als ihr rechtswidrig und schuldhaft verursachtes Werk zuzurechnen ist!. Der 
vom Gesetz vorausgesetzte "Normalfall" strafbaren Verhaltens ist die Tatbestands-
verwirklichung durch den Einzeltäter, was durch die sprachliche Fassung (Singu-
lar) der Tatbestände des BT zum Ausdruck kommt. 

Das Zusammenwirken mehrerer Personen wird vom Gesetz durch besondere 
Beteiligungsvorschriften (§§ 25 ff. StGB) geregelt. Bei arbeitsteiligern Zusammen-
wirken gleichrangiger Tatbeteiligter, wie es bei Gremiumsentscheidungen typi-
scherweise vorliegt, kommt vor allem Mittäterschaft nach § 25 II StGB in Be-
tracht. Die Rechtsfigur der Mittäterschaft ist aber nach h.M.2 nur bei Vorsatzdelik-
ten, nicht aber bei Fahrlässigkeitsdelikten anwendbar und ist für solche Fälle ent-
wickelt, in denen sich mehrere Personen gezielt zur Begehung einer Straftat 
zusammenschließen. 

Als problematisch erweist sich die Anwendung mittäterschaftlicher Regeln auf 
Formen arbeitsteiligen Zusammenwirkens dort, wo die Arbeitsteilung nicht im 
Hinblick auf die Erreichung eines strafrechtlich relevanten Erfolges hergestellt 
wird, sondern bereits für normale alltägliche Entscheidungsfindungen eingerichtet 
ist. Solche arbeitsteiligen Strukturen der Entscheidungsfindung durch Gremien mit 
gleichgeordneten Mitgliedern, die Entscheidungen nach dem Mehrheitsprinzip 
treffen, finden sich durchaus nicht selten3. Als Beispiele mögen Gemeinderäte4 , 

1 Zu den grundsätzlichen Problemen der Anwendung des Strafrechts mit seiner auf den 
"Individual täter" zugeschnittenen Dogmatik auf menschliches Verhalten innerhalb komple-
xer Organisationen vgl. Heine, Günter, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unterneh-
men, 1995, insbes. S. 27 ff. 

2 Vgl. S/S/Cramer, Vor § 25 Rn. 112ff.; LK-Roxin, § 25 Rn. 217ff.; Lackner/Kühl, Vor 
§ 25 Rn. 2; Tröndle, § 25 Rn. 5a, jeweils m. w. N. 

3 Vgl. dazu Franke, Blau-FS 1985,227. 

4 Vgl. dazu Scholl, Strafrechtliche Verantwortlichkeit, S. 208 ff.; Nappert, Strafrechtliche 
Haftung, S. 49 ff. 
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Kollegialgerichte5, Redakteurskollektive im Pressebereich6 oder Geschäftsfüh-
rungsgremien in Unternehmen 7 dienen. 

Typisch für die Konstellation der Gremienentscheidung ist, daß hier mehrere 
Personen mit organisatorisch beschränkter Wirkungsmacht nach bestimmten 
Regeln (Mehrheitsprinzip) einen Beschluß fassen, der dann durch nachgeordnete 
Organe umgesetzt wird und auf diese Weise zu bestimmten Folgen, auch straf-
rechtlich erheblichen Erfolgen, führen kann. 

Fraglich ist nun, wann und unter welchen Voraussetzungen das einzelne Gre-
miumsmitglied für die Folgen eines Beschlusses einzustehen hat, der unter seiner 
Mitwirkung oder während seiner Mitgliedschaft im Gremium zustande gekommen 
ist. 

Entsprechend stellt sich das parallel gelagerte Problem im Bereich der Unter-
lassungsdelikte, wenn das Gremium einer Pflicht zur Verhinderung nachteiliger 
Erfolge nicht durch Herbeiführung einer erfolgsabwendenden Entscheidung nach-
gekommen ist. 

Die hier angesprochene Fragestellung stellt ein zentrales Problem der sog. 
Lederspray-Entscheidung des Bundesgerichtshofes8 dar. Dieser Entscheidung lag 
verkürzt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Eine GmbH befaßte sich unter anderem mit der Herstellung von Schuh- und 
Lederpflegeartikeln, zu denen auch in Treibgasdosen abgefüllte Ledersprays ge-
hörten. Diese Ledersprays wurden über zwei Tochtergesellschaften vertrieben. Im 
Spätherbst 1980 häuften sich Schadensmeldungen im Anschluß an die Benutzung 
der Ledersprays. Die betroffenen Verbraucher klagten über Husten, Übelkeit, 
Schüttelfrost und Fieber. Vielfach mußten sie sich in ambulante oder stationäre 
medizinische Behandlung begeben. Teilweise war sogar eine intensivmedizinische 
Behandlung erforderlich. Die Betroffenen litten unter Wasseransammlungen in den 
Lungen (sog. Lungenödeme). 

Firmeninterne Untersuchungen ergaben keinen Fabrikationsfehler, aber trotz 
Änderungen an der Rezeptur setzten sich die Schadensmeldungen Anfang des Jah-
res 1981 fort. 

5 Vgl. dazu Binding, GS 1904, 1 ff. (l7f.); Dencker, Kausalität, S. 182ff.; LK-Spendel, 
§ 336 Rn. 109f.; Seebode, Rechtsbeugung, S. 113 f. 

6 Dazu Franke, JZ 1982,579. 

7 Dazu Neudecker, Kollegialorgane, S. 193 ff.; Weißer, Kollegialentscheidungen, S. 162 ff. 

8 BGHSt37, 106=NJW 1990,2560=StV 1990, 446 =JuS 1991,253=MDR 1990,1025= 
NStZ 1990, 588 = wistra 1990, 342. Die Entscheidung kann wohl als Grundsatzentscheidung 
zum "Unternehmens- und Produkthaftungsstrafrecht" angesehen werden, wie auch das um-
fangreiche Echo im Schrifttum belegt. Vgl. zu dieser Entscheidung: Kuhlen, NStZ 1990,566; 
Schmidt- Salzer, NJW 1990,2966; Samson, StV 1991, 182; Brammsen, Jura 1991,533; Puppe, 
JZ 1992, 30; Beulke / Bachmann, JuS 1992, 737; Meier, NJW 1992, 3193; Hilgendorf, NStZ 
1994,561; Deutscher/Körner, wistra 1996,292 und 327; Amelung, Der Bundesgerichtshof als 
"Gesetzgeber", S. 65 ff.; Eidam, Straftäter Unternehmen, S. 1 ff., sowie die in Fn. 7 genannten. 
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Am 12. Mai 1981 fand eine Sondersitzung der Geschäftsführung statt, deren ein-
zigen Gegenstand die Schadensfalle im Zusammenhang mit der Benutzung der 
Ledersprays bildeten. Hierbei wurde beschlossen, Warnhinweise auf den Dosen 
anzubringen und eine externe Institution mit weiteren Untersuchungen zu beauftra-
gen. Einigkeit bestand darüber, daß ein Vertriebsstop, eine Rückruf- oder auch 
Wamaktion nur in Betracht zu ziehen sei, wenn die ausstehenden Untersuchungen 
einen "echten Produktfehler" oder ein "nachweisbares Verbraucherrisiko" ergeben 
sollten. Erst im September 1983 wurde auf Intervention der Gesundheitsbehörden 
die Produktion eingestellt und eine Rückrufaktion gestartet. Die Geschäftsführer 
wurden in den Fällen, die vor der Sondersitzung am 12. Mai 1981 aufgetreten 
waren, wegen fahrlässiger Körperverletzung durch Unterlassen verurteilt. In den 
danach aufgetreten Fällen wurden sie wegen gefährlicher Körperverletzung ver-
urteilt, und zwar soweit die schadensursächlichen Sprays schon im Handel, aber 
noch rückrufbar waren, unter dem Gesichtspunkt des Unterlassens, soweit die 
Sprays nach der Geschäftsführersitzung erst ausgeliefert wurden, wegen aktiven 
Tuns. 

Diese Entscheidung wirft eine ganze Reihe von Problemen auf. Im Rahmen 
dieser Abhandlung interessieren aber allein die Fragen der Erfolgszurechnung, die 
durch die Besonderheiten der Gremienentscheidung aufgeworfen werden: Wann 
muß ein einzelnes Gremiumsmitglied für die Folgen des "Gesamtverhaltens" 
(Mehrheitsbeschluß) des Gremiums einstehen? 

Insoweit ist darauf hinzuweisen, daß nach der firmeninternen Aufgabenvertei-
lung das Geschäftsführungsgremium der Muttergesellschaft insgesamt, also ohne 
Rücksicht auf Ressortverteilungen, sowohl für eine etwaige Rückrufaktion als 
auch für den weiteren Vertrieb zuständig war 10. Damit lag die Konstellation einer 
"echten Gremienentscheidung" vor, bei der die Gremiumsmitglieder nur gemein-
sam nach den im Gremium zur Entscheidungsfindung dienenden Regelungen 
(Mehrheitsprinzip) handeln konnten. Entgegen den Ausführungen des Land-
gerichts betont der BGH II , daß die allen Geschäftsführern gemeinsam obliegende 
Rückrufsverptlichtung von der Handlungsptlicht des einzelnen Geschäftsführers 
zu unterscheiden sei. Da innerhalb einer GmbH mit mehreren Geschäftsführern 
Gesamtgeschäftsführung bestehe, könne der einzelne Geschäftsführer Entschei-
dungen, die in die Verantwortung der Geschäftsführung insgesamt gestellt sind, 
nicht alleine treffen. Deshalb war der einzelne Geschäftsführer nur dazu verpflich-
tet, unter vollem Einsatz seiner Mitwirkungsrechte das ihm Mögliche und Zumut-

9 Vgl. dazu die Literaturnachweise in Fn. 8. 

10 BGHSt 37, 106 (123 ff.): "All zuständigkeit" des GeschäftsIeitungsgremiums in Krisen-
situationen. Zu der Bedeutung dieser Entscheidung für die Verantwortungszuschreibung in 
arbeitsteilig organisierten Unternehmen vgl. Schmidt-Salzer. NJW 1990,2966; Eidam. Unter-
nehmen und Strafe, S. 152 ff. (164 ff.); Neudecker. Kollegialorgane, S. 33 ff.; Weißer. Kolle-
gialentscheidungen, S. 70 ff. 

II BGHSt 37, 106 (125 f.). Anders LG Mainz in Schmidt-Salzer. Produkthaftung Straf-
recht, IY.3.22., S. 31 f. 

2 Schaal 
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